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Wirtschaftsforum
bezichtigt Maffay
der Lüge
Streit umdieHöhederGala-Erlöse für
die StiftungdesRockstars eskaliert

Von Frank Schwaibold

BADEN-BADEN. Gab es eine klare Abspra­
che – oder gab es sie nicht? Im Nachgang
zur Gala beim Internationalen Wirt­
schaftsforum (IWF) Baden­Baden erhe­
ben die Peter­Maffay­Stiftung und der
IWF­Organisator Reinhard Hofmann
gegenseitig schwere Vorwürfe. Der Sänger
behauptet, Hofmann habe seiner Stiftung
im Vorfeld des IWF „eine Spende mit
einem mittleren fünfstelligen Betrag in
Aussicht gestellt“. Tatsächlich seien aber

zunächst nur rund
11 000 Euro geflos­
sen. Maffay äußerte
sich „empört über die
Täuschung“ und sag­
te: „Beim IWF fühlt
sich die Stiftung be­
nutzt und hinters
Licht gefühlt.“

Diesen Vorwurf hat
nun der IWF­Chef am
Montag in einer Pres­
semitteilung ent­

schieden zurückgewiesen. Darin heißt es,
Hofmann sei „entsetzt über die Lügen“
der Maffay­Stiftung. Die erhobenen Vor­
würfe seien „haltlos, ehrabschneidend
und einer sozialen Einrichtung unwür­
dig“. Er habe den Eindruck, dass Maffay
„bereits während der Ziehung der Tombo­
lagewinner aus persönlichen Gründen
vorzeitig die Bühne verließ“. Seit dem
Start des IWF im Jahr 2011 seien bei den
abendlichen Gala­Veranstaltungen mehr
als 150 000 Euro für soziale Einrichtungen
zusammengekommen. Die Maffay­Stif­
tung sei die erste Organisation, „die sich
über eine übermittelte Spende, noch dazu
in einer solch üblen Weise, beschwert hat“.

Mittlerweile hat die Stiftung laut ihrem
Geschäftsführer Albert Luppart zu den
11 000 Euro weitere 20 000 Euro bekom­
men. Es handelt sich nach Lupparts Anga­
ben um eine private Spende Hofmanns.
Weitere 8000 Euro will noch ein Spender
beisteuern, der auf seinen Tombolapreis
verzichtet. Damit hätte die Stiftung in
Summe rund 40 000 Euro eingenommen.

Kühlturm der Eon-Kraftwerke Isar 1 und Isar 2 im Abendhimmel. Der Düsseldorfer Konzern will seine
Atommeiler in ein eigenesUnternehmen auslagern Foto: dpa
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Von Sven Pless
und Michael Gerster

LUDWIGSBURG. Der in Deutschland gepräg­
te Begriff der Industrie 4.0 hat inzwischen
weltweit Eingang in den Sprachgebrauch
gefunden. Er steht für die vierte industrielle
Revolution, unter der allgemein die Vernet­
zung von Maschinen mit dem Internet ver­
standen wird. Ob das Thema aber wirklich
in den Fabriken dieser Republik angekom­
men ist, hat eine Studie der Porsche­Bera­
tungs­Tochter MHP ermittelt, die am Mon­
tag in Ludwigsburg vorgestellt wurde. Die
227 Befragten kommen dabei hauptsächlich
von Automobilherstellern oder Zulieferbe­
trieben sowie aus dem Maschinenbau und
der Elektrotechnik.

Demnach ist die Kenntnis über Industrie
4.0 eng mit der Größe der befragten Unter­
nehmen verbunden. So ist der Bekanntheits­
begriff laut Studie in Firmen mit 1000 bis
10 000 Mitarbeitern am höchsten, während
Beschäftigte in kleinen Firmen oder ganz

großen Konzernen damit meist noch nichts
anfangen können. Am höchsten liegt der An­
teil mit 92 Prozent im Maschinenbau, gefolgt
von der Automobilindustrie mit immerhin
77 Prozent. Unterschiede gibt es neben der
Branche auch in der Hierarchieebene. Je
weiter oben, desto geläufiger ist das Thema.
„Dies ist eine begrüßenswerte Tendenz, da
der Wandel zu Industrie 4.0 auf jeden Fall
eine Topmanagement­Aufgabe ist“, heißt es
dazu in der Studie.

Die Wichtigkeit ist unbestritten. Da die
globalen Märkte zunehmenden
Schwankungen ausgesetzt seien, werde es
immer schwieriger, Produktmengen verläss­
lich vorherzusagen. Damit würden sich pro­
duzierende Unternehmen künftig in einem
Umfeld wiederfinden, in dem es auf schnelle
Reaktionsfähigkeit und unbedingte Kun­
denorientierung ankomme. „Die Fähigkeit,
bei Terminen und Mengen höchst flexibel zu
sein, gewinnt enorm an Bedeutung“, heißt es
in der Einschätzung zur Bedeutung von In­
dustrie 4.0. Eine intelligente Fertigung mit

smarter Logistik, mitdenkenden Gebäuden
und Produkten, die sich auch nach dem Ver­
lassen der Fabrik noch verändern können,
kann demnach das Problem zumindest ent­
schärfen. „Die Objekte besitzen eine eigene
Intelligenz und sind in der Lage, Aufgaben
selbstständig zu verteilen und ausführen zu
können.“

Während vier von fünf Befragten dem
Wandel in der Produktion hin zur Digitali­
sierung eine „hohe oder sehr hohe Relevanz“
bescheinigen, gibt es laut Studie dennoch
viele Hemmnisse, die einer Umsetzung im
Alltag entgegenstehen. Ganz oben auf der
Liste steht dabei die Frage nach dem, was
hinten rauskommt. Die „fehlende Transpa­
renz des wirtschaftlichen Nutzens“ ist zu­
sammen mit der „notwendigen Anpassung
von Prozessen und Arbeitsorganisation“ da­

bei die größte Hürde für eine schnelle Reali­
sierung. Unsicherheiten ergeben sich auch
bei Fragen der notwendigen Standardisie­
rung, verfügbarer Fachkräfte sowie dem
Schutz des eigenen Know­how. Für die Spei­
cherung der riesigen Datenmengen müssten
viele Unternehmen auf sogenannte Cloud­
Lösungen zurückgreifen, sensible Informa­
tionen also außerhalb ihrer eigenen Server
abspeichern.

Für die Experten von MHP ergibt sich aus
der Befragung, „dass Unternehmen noch
viele Aufgaben zu bewältigen haben“. So
könnten etwa branchenspezifische Refe­
renzbeispiele die Umsetzung der neuen
Technologien erleichtern. Dies gelte vor al­
lem für den Mittelstand. Wichtig sei zudem
ein politischer Rahmen, um ausreichenden
Datenschutz und ­sicherheit trotz der zu­
nehmenden Vernetzung zu gewährleisten.
Die Zeit drängt, so das Fazit der Studie. „Für
Leitanbieter gilt es, sich bereits heute mit
dem Themenfeld zu beschäftigen und Mehr­
werte durch die Umsetzung zu erschließen.“

Internet der Dinge hat hohen Stellenwert
Studie: Vernetzung vonMaschinen beschäftigt vor allem Führungsebenen – Viele rätseln aber über wirtschaftlichenNutzen

Land investiert
in Zentrum für
Industrie 4.0
STUTTGART (rai). Das Anwendungszent­
rum Industrie 4.0 in Stuttgart nimmt Ge­
stalt an. Laut dem baden­württembergi­
schen Wirtschaftsministerium ist der För­
derantrag eingegangen. Das Land werde
für das Zentrum 2015 und 2016 insgesamt
3,5 Millionen Euro bereitstellen, weitere
3,5 Millionen kämen aus der Industrie, er­
klärte ein Sprecher.

Das Zentrum soll auf dem Gelände der
Universität Vaihingen entstehen – im
Fraunhofer­Institut für Produktionstech­
nik und Automatisierung (IPA). Schwer­
punkt im Zentrum wird der 3­D­Druck
sein, außerdem soll dort ein System zur
flexiblen Abwicklung von Kundenaufträ­
ge entstehen – unterstützt durch die Ent­
wicklung von Apps. Durch die Bereitstel­
lung dieser Apps im Internet sollen auch
kleine und mittelständische Unterneh­
men von der Entwicklung profitieren.

In einer zweiten Stufe soll aus dem For­
schungszentrum für „personalisierte Pro­
duktion“ ab 2017 ein Campus werden:
Unternehmen sollen in Zusammenarbeit
mit Wissenschaftlern dort Forschungs­
gruppen oder Labore einrichten. So habe
zum Beispiel die Trumpf­Gruppe aus Dit­
zingen zusagt, eine Laser­Anlage, zwei
Mitarbeiter sowie 500 000 Euro einzu­
bringen, so das Wirtschaftsministerium.
Trumpf ist eines der weltweit führenden
Unternehmen in der Fertigungstechnik.

Die zweite Ausbaustufe soll laut Minis­
terium weitere 40 Millionen Euro kosten.
Die Kosten teilen sich Bund und Land.
„Wir wollen Vorreiter bei der Digitalisie­
rung der Wirtschaft sein“, begründete
Wirtschaftsminister Nils Schmid (SPD)
das Engagement des Landes.

Ganz oben steht die Frage nach
dem, was hinten rauskommt
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Gigant mit hohen Schulden

¡ Mit einem Umsatz von mehr als 122 Mil-
liarden Euro und weltweiten Stromerzeu-
gungskapazitäten von 61 Gigawatt im Jahr
2013 ist Eon nach wie vor Deutschlands
größter Energiekonzern. Doch leidet das
Unternehmen wie die gesamte Branche
massiv unter den Folgen der Energiewen-
de. Das Hauptproblem: Das klassische
Stromgeschäft wirft wegen des wachsen-
den Anteils von Sonnen- und Windenergie
immer weniger Geld ab. Daneben gibt es
aber weitere Belastungen: So hat das
Unternehmen auch durch ehrgeizige Ex-
pansionspläne in den vergangenen Jahren
einen Schuldenberg von 31 Milliarden Euro
aufgehäuft. Dabei haben viele der mit
großen Vorschusslorbeeren gestarteten
Engagements die in sie gesetzten Erwar-
tungen nicht erfüllt. (dpa)

BERLIN/SAARBRÜCKEN (dpa/wro). Sigmar
Gabriel ist ziemlich einsilbig. „Nein“, sagt
er auf die Frage, ob der Staat notfalls das
Atom­ und Kohlegeschäft von Eon über­
nimmt. Nur ein knappes „Nein“ gibt es am
Montag auch vom Wirtschaftsminister beim
Punkt, ob der Konzern mit der Abspaltung
seines Kraftwerkgeschäfts die Bundesregie­
rung unter Druck setzen wolle, um bessere
Marktbedingungen zu bekommen.

SPD­Chef Gabriel ist vorab am Wochen­
ende über den Eon­Paukenschlag informiert
worden. Der Dax­Konzern will sich auf
erneuerbare Energien, Netze und Kunden­
dienstleistungen konzentrieren und seine
konventionellen Kraftwerke sowie die
Kernmeiler in eine eigene Gesellschaft über­
führen. Vor Wochen brachte bereits Vatten­
fall die Idee ins Spiel, seine Braunkohlespar­
te zu verkaufen. Der hochverschuldete
Energiekonzern RWE dagegen will von einer
Aufspaltung nichts wissen. „Wir wollen
unseren Konzern weiterhin entlang der ge­
samten Wertschöpfungskette aufstellen“,
sagte eine Sprecherin am Montag. Ähnlich
äußertesicheinSprecherderEnBWundver­
wies auf die neue Konzernstrategie, die
unter anderem einen stärkeren Stellenwert
erneuerbarer Energien und von Dienstleis­
tungen bei der Wertschöpfung vorsieht. Der
Energiemarktexperte Uwe Leprich sagte, er
glaube nicht, dass die EnBW ihrer Kohle­
kraftwerke infrage stelle. Weil der Konzern
anders als Eon noch im Besitz seiner Ener­
gienetze sei, sei er zudem in einer besseren
Situation. Die Netze generieren im Moment
stabile Renditen.

Der Komplettumbau bei Eon dürfte indes
Gabriel und Kanzlerin Angela Merkel
(CDU) noch viel Kopfzerbrechen bereiten.
Bis zum Sommer könnte ein Paket stehen,
mit Klarheit für die Neugestaltung des
Strommarktes und einer außergerichtlichen
Einigung bei den diversen Atomklagen – die
Konzerne fordern Schadenersatz von weit
über zehn Milliarden Euro. So könnten alle
Seiten etwas davon haben, wenn am Ende
ein umfassender „Deal“ geschmiedet wird.
Denn nicht nur die Probleme der großen Er­
zeuger sind groß – ebenso die Risiken für
Stromkunden und Steuerzahler.

Eon verdient wie auch RWE, Vattenfall
und EnBW zu wenig Geld mit dem konven­
tionellen Kraftwerkgeschäft. Bei der Bun­
desnetzagentur sind rund 50 Kraftwerke zur
Stilllegung angemeldet, nur wenn sie als
systemrelevant gelten, kann das untersagt
werden. Das ist vor allem in Süddeutschland

der Fall. Die Versorger fordern von Gabriel
Extraprämien für konventionelle Kraftwer­
ke, die anders als Solaranlagen und Windrä­
der rund um die Uhr Strom liefern können.
Also neben Geld für den produzierten Strom
Geld für eine feste Liefergarantie, die dafür
sorgt, dass es nicht zu bestimmten Zeiten zu
Engpässen kommt.

Gabriel hält die Karten noch bedeckt. Er
warnt vor „Hartz IV“ für Kraftwerke – denn
gibt es ein üppiges neues Subventionssys­
tem, droht ein starker Strompreisanstieg.
Der Druck auf die Politik, finanziell zu hel­
fen, ist angesichts der Eon­Wende und der
Branchenkrise hoch. Außerdem stellt sich
die Frage, ob der bisher größte deutsche
Energiekonzern nun in vollem Umfang noch
für den Rückbau seiner Atomkraftwerke,
die Suche nach einem Endlager und die Kos­
ten für die Einlagerung des Atommülls auf­
kommen wird. Eon hat mehrere Klagen
gegen den Atomausstieg und Endlager­
kosten angestrengt.

Den Grünen kommt die Wende seltsam
vor. Die Atomkonzerne hätten schließlich
jüngst dem Bund vorgeschlagen, alle Atom­
meiler und den gesamten Atommüll in eine
staatliche Stiftung zu übertragen. Mit einer
Einmalzahlung von rund 36 Milliarden
Euro – so hoch sind die Rückstellungen –
wollten sich die Unternehmen quasi frei­
kaufen, kritisiert die Opposition. Einen
derartigen Vorstoß der vier Konzerne hält
Leprich in den kommenden Monaten für
wahrscheinlich. Die frühere NRW­Umwelt­
ministerin Bärbel Höhn (Grüne) warnt: „Ich
befürchte, dass Eon eine Bad Bank für seine
sieben Atomkraftwerke schafft, die von den
Steuerzahlern gerettet werden muss.“

Plant Eon den
Kernkraft-Deal?
Nach Konzernumbauwarnen Kritiker vor Kosten für Bürger

Branchenprimus Eon baut seinen
Konzern komplett um. Das könnte
Vorbildcharakter für andere Versorger
haben.Wer zahlt nun die Kosten für den
Kernkraftausstieg?
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